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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 5. — 


(Nr. 4593.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Tilſiter Stadt-Obli⸗ 
gationen zum Betrage von 80,000 Rthlr. Vom 16. Dezember 1856, 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ar. ꝛc. | 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Tilfit darauf angetragen hat, zur 
Beſtreitung außerordentlicher ſtaͤdtiſcher Ausgaben ein Anlehen von 80,000 Rthlr. 
aufzunehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſchei⸗ 
nen verſehene Stadt⸗Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in Ge⸗ 
maͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833., wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwärtiges Privilegium zur Ausſtellung von 80,000 Rthlrn. Tilſiter Stadt⸗ 

c lbligationen, welche nach dem anliegenden Schema (A. und B.) in 760 
i . Apoints, und zwar: N 5 ER 
60 Apoints zu 500 Rthlr., 
f 300 Apoints zu 100 Rthlr. und 
400 Apoints zu 50 Rthlr. N N 
auszufertigen, mit vier ein halb vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von 
Seiten der Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplan durch 
Auslooſung oder Ankauf innerhalb ſechs und dreißig Jahren von Zeit der 
Emiſſion zu amortiſiren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unfere lan— 
desherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligatio⸗ 
nen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staats 
zu bewilligen. 
7 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. Dezember 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
\ v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Jahrgang 1857. (Nr. 4593 8 Schema 
Ausgegeben zu Berlin den 6. Februar 1857. 


2 rn 


‚Schema A. 

Trockener 

1 155 Stadtſtempel. 
(Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ten 1856., 

Geſetz-Sammlung de 185. Seite .... ) 

| Wir Magiſtrat der Stadt Tilſit urkunden und bekennen hiemit, daß der 
Inhaber dieſes Schuldſcheins der hieſigen Stadt ein Darlehn von .. Rthlrn., 
ſchreibe nenne ers Thalern Preußiſch Kurant gegeben hat, 


deſſen Empfang wir hiemit beſcheinigen und verſprechen, daſſelbe vom 1. Ja⸗ 
nuar 1857. ab mit vier ein halb Prozent jährlich zu verzinſen und jedem Vor⸗ 
Ze:eiger dieſes unter den folgenden Allerhoͤchſt genehmigten Bedingungen prompt 
binnen ſpaͤteſtens ſechs und dreißig Jahren zuruͤckzuzahlen. 
I) Es werden ausgegeben und mit laufenden Nummern von 1. bis 760. 


verſehen: 
60 Obligationen zu 500 Rthlr., 
300 : zu 100 Rthlr. und 
400 a zu 50 Rthlr, 


2) Jeder Obligation werden zehn Zinsſcheine fuͤr die fuͤnf Jahre 1857 — 
51. beigegeben, zahlbar postnumerando am 4. Juli und 1. Januar 
jeden Jahres. 

3) Nach Ablauf dieſer, ſowie jeder folgenden fünf Jahre, werden neue Zins⸗ 
ſcheine fuͤr je fuͤnf Jahre nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung 
von der Stadt⸗Hauptkaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, 
auch, daß dies geſchehen, auf den Obligationen vermerkt. 

Die Zinsſcheine beduͤrſen nur der Unterſchrift des Rendanten, die 
der Magiſtratsmitglieder wird auf ihnen durch Druck hergeſtellt. 


4) Die Verzinſung erfolgt zu vier ein halb Prozent jährlich in den gedach⸗ | 


ten halbjährlichen Terminen, 
5) Zur Tilgung diefer 80,000 Rthlr, wird im Stadthaushalts⸗Etat eine 
Summe von 1000 Rthlr. jährlich ausgeworfen, und durch dieſen Til⸗ 
gungsfonds, dem die Zinſen der getilgten Obligationen ſtets hinzutreten, 
werden von drei zu drei Jahren, nämlich am 1. Januar 1860., 1863., 
1866. und ſo fort, die Stadt⸗Obligationen vermittelſt Auslooſung oder 
freien Ankaufs binnen ſpaͤteſtens ſechs und dreißig Jahren e 


2 


le 
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Die Auslooſung findet in. öffentlicher Stadtverordneten-Sitzung 
im naͤchſtvorhergehenden Monat Auguſt ſtatt. ö 

6) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt nach dem Nenn⸗ 
werthe auf der Stadt⸗Hauptkaſſe gegen Ruͤckgabe der Obligationen nebſt 
Zinsſcheinen. Sollten die ausgereichten Zinsſcheine fehlen, ſo wird der 
Betrag der fehlenden Zinsſcheine zuruͤckbehalten und zur Einloͤſung der⸗ 
ſelben verwendet, eventualiter den Glaͤubigern nachgezahlt. 

7) Gleich nach erfolgter Auslooſung werden die ausgelooſten Obligationen 
im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, in der Koͤnigs⸗ 
berger Hartungſchen Zeitung und im Staats⸗Anzeiger öffentlich bekannt 
gemacht und die Eigenthuͤmer zur Einloͤſung aufgefordert. Jedesmal, 
ſobald eines dieſer Blaͤtter eingehen ſollte, wird nach Beſtimmung der 
Koͤniglichen Regierung ein entſprechendes anderes gewaͤhlt werden. 

8) Werden die ausgelooften Obligationen nicht bis zum naͤchſtfolgenden 
1. Januar zur Einloͤſung eingereicht, fo hört doch mit dieſem Tage die 
Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. 

9) Auf die Beträge der ausgelooſten Obligationen, die nicht eingelöft wer⸗ 
den, haben die Eigenthuͤmer nur inſoweit ein Recht, als ſie ſich noch 
binnen dreißig Jahren nach eingetretener Faͤlligkeit melden. 

10) Die Nummern dieſer Obligationen ſind alle drei Jahre wie ad 7. oͤffent⸗ 

lich bekannt zu machen. 

11) Der Stadtgemeinde bleibt das Recht, den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken. 

12) Wenn die Stadtgemeinde es vorziehen ſollte, die zu tilgenden Obliga⸗ 
tionen, ſtatt der Auslooſung, aus freier Hand zu erwerben, ſo werden 
die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal durch die unter Nr. 7. 

bemerkten Blaͤtter öffentlich bekannt gemacht werden. 

13) Den Glaͤubigern ſteht kein Kuͤndigungsrecht zu. 

14) 00 getilgten Obligationen werden in Gegenwart des Magiſtrats ver: 
nichtet. 

15) Die fälligen Zinsſcheine werden von der Stadt-Hauptkaſſe an Zahlungs⸗ 

5 ſtatt angenommen. f 

16) Der Betrag der faͤlligen Zinsſcheine wird an jeden Vorzeiger gegen Aus⸗ 
lieferung derſelben zu den feſtgeſetzten Terminen aus der Stadt-Haupt⸗ 
kaſſe gezahlt. 

17) Die ruͤckſtändigen Zinſen verjähren, wenn fie nicht in den naͤchſten vier 
Kalenderjahren nach der Faͤlligkeit bei der. Stadt-Hauptkaſſe abgehoben 
werden. a 

18) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zias⸗ 
ſcheine finden die HH. 1 — 13. des Geſetzes vom 16. Juni 1819., ſowie 

die erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden ergaͤnzenden Beſtimmungen, jedoch 

mit folgenden Maaßgaben ſtatt: 8 ; 
a) Die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige wird dem Magiſtrat in Tilfit 
gemacht. Dieſem werden alle diejenigen Geſchaͤfte und Be⸗ 
fugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Verordnung dem 
Schatzminiſterium zukommen; gegen ſeine Verfuͤgungen findet der 
Rekurs an die Koͤnigliche Regierung in Gumbinnen ſtatt. 


(Nr. 4593-4594.) 8* 5 b) Das 


N 


— 


5) Das im $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis⸗ 


gericht in Tilſit. es 
c) Die dort in den H. 6., 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch die hier unter Nr. 7. angeführten Blaͤtter 

eſchehen. Tg 

d) In Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungs - Termine 
follen acht, und anſtatt des im H. 8. erwähnten achten Zinszah⸗ 
lungs⸗Termins ſoll der zehnte abgewartet werden. ER 
49) Das geſammte Vermögen der Stadtgemeinde Tilfit haftet den Glaͤubi⸗ 

gern fuͤr dieſe Schuld. N N 

ine e enter 18.5 


Der Magiſtrat. 
Stadt⸗Hauptkaſſe. 5 


Hierzu find zehn Zinsſcheine n 1 — 40. Eingetragen in die Kaſſenkontrole 
ausgereicht. oh } 
Schema B. 
Zinsſchein M....... | / 
DE en TORE u. Thaler Sinfen der Stadt⸗ 
ligten! her Rthlr. 

Inhaber dieſes empfaͤngt am 15 We 18... die halbjaͤhrigen Zinſen 
der Stadt⸗Obligation ..... mit jan Rihlr. ſchreibe dann iEE 
Thalern aus der Stadt-Hauptkaſſe. 

Eilfit, denn 18. 


| Der Magiſtrat. 
Stadt-Hauptkaſſe. 
Die hier genannten Zinſen verjaͤhren in 


den naͤchſten vier Kalenderjahren nach der Faͤl⸗ 
ligkeit. 


Eingetragen Kontrole Fol. 


Em — 


(Nr. 4594.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 5. Januar 1857., betreffend die Verleihung der Städte: 
Ordnung vom 30. Mai 1853. an die Ortſchaft Liebenau, im Kreiſe Zuͤl⸗ 
lichau des Regierungsbezirks Frankfurt. 


Au den Bericht vom 27. Dezember v. J. will Ich der Ortſchaft Liebenau, 
im Kreiſe Zuͤllichau des Regierungsbezirks Frankfurt, dem Antrage der dorti⸗ 
gen Kommunalbehoͤrden gemaͤß, und nach dem Gutachten des Brandenburgi⸗ 


ſchen 


OEL 


ſchen Provinziallandtages die Städfee Ordnung vom 30. Mai 1853, unter 
den Modifikationen des Titel VIII. derſelben hierdurch verleihen, wonach Sie 
das weiter Erforderliche zu veranlaſſen haben. ö 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung bekannt zu machen. 
Potsdam, den 5. Januar 1857. 8 
Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4595.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Oberſchleſiſche Eifenbahngefell- 
ſchaft, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Poſen uͤber 
Gneſen nach Bromberg. Vom 12. Januar 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in ihrer Generalver⸗ 
ſammlung vom 25. Auguſt 1856. die Anlage einer Eiſenbahn von Poſen über 
Gneſen nach Bromberg beſchloſſen hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe 
der bezeichneten Eiſenbahn hierdurch Unſere landesherrliche Genehmigung er⸗ 
theilen, auch den Uns vorgelegten Nachtrag zum Statute der Oberfchlefifchen. 
Eiſenbahngeſellſchaft hiermit beſtaͤtigen. 

Zugleich verordnen Wir, daß auf das Poſen-Bromberger Eiſenbahn⸗ 
Unternehmen die in dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 
3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber die 
Expropriation, imgleichen das Geſetz uͤber die von den Eiſenbahnen zu entrich⸗ 
tende Abgabe vom 30. Mai 1853., Anwendung finden ſollen. 25 

Die gegenwärtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt nebſt dem 
Statutnachtrage durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen, 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 12. Januar 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


(Nr. 4595-4596.) Eilfter 
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| Eilfter Nachtrag 
n zum s 


Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


K. 1. 


In Gemaͤßheit des von dem Verwaltungsrathe der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft mit dem Staate abgeſchloſſenen Vertrages uͤber die Ueberlaſſung 
des Baues und Betriebes der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn an denſelben und na⸗ 
mentlich auf Grund der Beſtimmungen der SS. 13. und 14. deſſelben wird das 
Unternehmen der Geſellſchaft auf die Errichtung einer Bahn von Poſen uͤber 
Gneſen nach Bromberg ausgedehnt. Die ſpezielle Richtung derſelben zwiſchen 
Gneſen und den beiden Endpunkten wird nach eingeholtem Gutachten des Ver⸗ 
waltungsrathes der Geſellſchaft von dem Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten feſtgeſtellt werden. 


H. 2. 5 
Das zur Ausfuͤhrung dieſer Bahn erforderliche Anlagekapital und die 


Bedingungen ſeiner Beſchaffung werden nach genauer Feſtſtellung der Bedarfs- 


Summe, eventuell durch ein beſonderes Allerhoͤchſtes Privilegium gemäß HH. 14. 
und 15. des Eingangs gedachten Vertrages feſtgeſetzt werden, 5 


(Nr. 4596.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Januar 1857., betreffend die Emiſſion vierprozen⸗ 
tiger Kur- und Neumaͤrkiſcher Pfandbriefe, ſowie die Umſchreibung drei 
ein halbprozentiger in vierprozentige Pfandbriefe. 


Auf Ihren Bericht vom 17. Januar d. J. will Ich unter Bezugnahme auf 
die Order vom 15. Mai 1839., nach welcher die Emiſſion von vierprozentigen 
Kur⸗ und Neumaͤrkiſchen Pfandbriefen von der Beſchlußnahme des engeren 
Ausſchuſſes des Kur- und Neumaͤrkiſchen Kreditverbandes abhaͤngig gemacht 
worden iſt, in Gemaͤßheit der Mir vorgelegten Beſchluͤſſe dieſes engeren Aus⸗ 
ſchuſſes vom 20. November v. J. Folgendes beſtimmen. N 
Die Kur⸗ und Neumaͤrkiſche Haupt⸗Ritterſchaftsdirektion iſt bis zur an⸗ 
derweitigen Beſchlußnahme des engeren Ausſchuſſes des Kur- und Neumaͤrki⸗ 
ſchen Kreditverbandes ermaͤchtigt: i 
1) auf den Antrag der zum Kreditverbande gehoͤrigen Gutsbeſitzer, welche 
fortan Pfandbriefe auf ihre Guͤter eintragen laſſen, ſolche Pfandbriefe 
auszufertigen, welche den Inhabern mit vier Prozent zu verzinſen und 
Seitens derſelben unkuͤndbar find. Dieſe Pfandbriefe find von den Schuld⸗ 
nern, und dies iſt in dem Hypothekenbuche einzutragen, mit vier ein 
halb Prozent zu verzinſen. Sie unterliegen nach denſelben Beſtimmun⸗ 


gen, 


5 


gen, welche bei den drei ein halbprozentigen Pfandbriefen maaßge⸗ 

end ſind, der Amortiſation, und es iſt zu derſelben dasjenige halbe Pro⸗ 

zent, welches den Pfandbriefsinhabern nicht gezahlt wird, zu verwenden; 

2) unter dieſen Bedingungen diejenigen drei ein halbprozentigen Pfandbriefe 

in vierprozentige umzuſchreiben, welche auf den eigenen Guͤtern der Guts⸗ 

1 0 5 eingetragen find und in deren Beſitze ſich dieſe Gutsbeſitzer be— 

inden. 5 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 21. Januar 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
5 v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Ir. 4597.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Januar 1857., betreffend die Anwendung der 
43 7. 4. Allerhoͤchſten Order vom 3. Mai 1821. wegen der Annahme von Staats- 

5 ſchuldſcheinen als pupillen- und depoſitalmaͤßige Sicherheit auf die Schuld⸗ 
verſchreibungen der nach dem Allerhoͤchſten Erlaſſe vom 22. Oktober 1855. 
in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 21. Mai 1855. aufzunehmenden Stgats⸗ 
Anleihe. ; 


Alt den Bericht des Staatsminiſteriums vom 15. d. M. beſtimme Ich, daß 
die Order vom 3. Mai 1821. (Geſetz⸗Sammlung ©. 46.), betreffend die An⸗ 
nahme von Staatsſchuldſcheinen als pupillen- und depoſitalmaͤßige Sicherheit, 
auf die nach Meinem Erlaß vom 22. Oktober 1855. (Geſetz- Sammlung 
S. 684.) in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 21. Mai 1855. (Geſetz⸗Sammlung 
S. 310,), betreffend die Verrechnung der Koſten der Berliner Bahnhofs⸗Ver⸗ 
bindungsbahn und die Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel zur Vollen⸗ 
dung der Oſtbahn, der Weftphälifchen und der Saarbruͤcker Bahn und zur 
Herſtellung der Eiſenbahnen von Muͤnſter uͤber Rheine bis zur Hannoverſchen 
Landesgrenze und von Rheine nach Osnabruͤck, aufzunehmende Staatsanleihe 
von 7,800,000 Rthlr. und die auf dieſe Anleihe bezuͤglichen Schuldverfchrei- 
bungen Anwendung finden ſoll. er 

; Das Staatsminifterium hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung bekannt zu machen. 

Berlin, den 21. Januar 1857. 


er. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


An das Staatsminiſterium. 


(Ir. 45964598.) (Nr. 4598.) 


se 64 — 


| 


(Nr. 4598.) Geſetz, betreffend die Deklaration der Vorſchriften der HH. 75., 87. und 422. 


ee 


42 . des Anhanges zur Allgemeinen Gerichts-Ordnung. Vom 26. Januar 1857. 5 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. f 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 

was folgt: 5 


Zur Beſeitigung der Zweifel, welche uͤber die Auslegung der $$. 75., 
87. und 422. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung entſtanden ſind, 
werden dieſe Vorſchriften hierdurch dahin deklarirt: . 


daß der darin erwaͤhnte Verzicht einer der Deutſchen Sprache nicht kun⸗ f 


digen Partei auf eine Ueberſetzung, beziehungsweiſe auf das von dem 


Dolmetſcher zu fuͤhrende Nebenprotokoll, nicht blos in der Deutſchen, 


ſondern auch in der Sprache jener Partei in die Verhandlung aufzuneh⸗ 

men iſt, daß jedoch durch Nichtbeobachtung dieſer Vorſchrift dem uͤbri⸗ 

gen Inhalte der Verhandlung die Beweiskraft nicht entzogen wird, wenn 

anderweit nachgewieſen werden kann, daß der Verzicht der der Deutſchen 

Sprache nicht mächtigen Partei in der nur in Deutſcher Sprache auf: 
genommenen Verhandlung richtig niedergeſchrieben iſt. 

Die Beweiskraft der bis zur Geſetzeskraft dieſer Deklaration bereits 

aufgenommenen Verhandlungen kann um deswillen allein, weil der Verzicht 


nur in Deutſcher Sprache im Protokolle niedergeſchrieben iſt, nicht angefoch⸗ 
ten werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. . 
Gegeben Berlin, den 26. Januar 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
5 (Rudolph Decker.) ’ 
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